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Altes Regime in neuer Verpackung

    Habibie garantiert die Kontinuität der Suharto-Ära in Indonesien
Von Rainer Werning
Meist ist der Amtsantritt für Präsidenten eine erhabene Sache. Doch schneller als erwartet kann eine solch weihevolle Inthronisation zur Posse abgleiten, wenn dem Amt eine lange Phase von (mißbrauchter) Macht vorgeschaltet war. Davon weiß dieser Tage der erst knapp sieben Monate amtierende Präsident des mit über 200 Millionen Einwohnern bevölkerungsreichsten Staates in Südostasien, Dr. Bacharuddin Jusuf

Habibie, ein Lied zu singen.

Am 21. Mai 1998 wurde Präsident Suharto, dessen Familienvermögen das Londoner Wirtschaftsblatt The Economist auf sechs bis 40 Milliarden US-Dollar schätzt, nach 32jähriger Herrschaft zum Rücktritt gezwungen. Doch es war ein Rückzug in typischer Suharto-Manier. Selbst im Moment der Niederlage führte er lächelnd Regie, wohlwissend, daß seine guten Geister ihn nicht gänzlich verlassen hatten. Grotesk mutete denn auch die rasche Amtsübergabe an. Suharto trat vor die Mikrophone, bedankte und entschuldigte sich zugleich für Verfehlungen beim indonesischen Volk, übergab sodann das Mikrophon an seinen Nachfolger Habibie, der unverzüglich seinen Amtseid leistete, während der Koran über sein Haupt gehalten wurde. Dann schüttelte der »Vater der Nation«, als der sich Suharto stets verstanden hatte, die Hand seines Ziehsohns Habibie, begrüßte lächelnd einen Troß kurzerhand in den Präsidentenpalast herbeigeorderter Richter, salutierte knapp, um dann hinter den Kulissen zu verschwinden.

        Wasserbüffel am Nasenring
Den regimekritischen Studenten erschien das als abgekartetes Spiel. In Sprechchören und auf Postern wurde Habibie als Marionette seines Vorgängers gescholten. »Habibie ist ein Wasserbüffel, den Suharto am Nasenring führt«, hieß es auf Transparenten. Der an der Technischen Hochschule Aachen ausgebildete Habibie war nach seinem Studium Direktor der Abteilung für angewandte Technologie des Rüstungsproduzenten MBB in München und wurde, 1974 nach Indonesien zurückgerufen, zwei Jahre später

zum Minister für Forschung und Technologie ernannt. Seitdem besetzte er sämtliche wichtigen Posten im rüstungsindustriellen Bereich und war somit integraler Bestandteil des ancien régime, ohne selber über eine nennenswerte politische Basis oder Verankerung im Militär zu verfügen. Das war und blieb Chefsache.

Das Habibie-Paradox besteht darin, als Garant des Alten die Kontinuität der Suharto-Ära zu wahren und gleichzeitig die Weichen für einen Neubeginn zu stellen. So erscheint alles, was er unternimmt, schillernd, widersprüchlich und unwägbar. Eben daraus aber speiste sich bislang dessen erstaunliche Kunst, politisch zu überleben und sich durch die seit den sechziger Jahren schwerste wirtschaftliche und soziale Krise

des Landes zu lavieren. Zugute kamen ihm dabei die Furcht des Establishments und der Mittelschichten vor noch größerem Aufruhr, gar einem blutigen revolutionären Umsturz einerseits, die Uneinheitlichkeit im oppositionellen Spektrum andererseits. Und mit einer hochpolitisierten Studentenschaft allein ist noch kein Staat zu machen.

So zollte Habibie nach seinem Amtseid Suharto »größten Respekt«, dankte ihm für »die Hingabe und den Dienst, die er dem Land erwiesen habe« und würdigte ihn als Initiator einer erfolgreichen Entwicklung, um im gleichen Atemzug »eine neue politische Atmosphäre, ein sauberes Regieren jenseits von Korruption und Nepotismus und ein Wirtschaftsleben mit größerer Verteilungsgerechtigkeit« heraufzubeschwören.

        Teil der Vetternwirtschaft
Bei diesem schwierigen Balanceakt bleibt Habibie wie sein Vorgänger auf den ungebrochen mächtigsten Herrschaftsapparat im Lande, die Streitkräfte (Abri), angewiesen, ohne ihnen im Unterschied zu Ex-General Suharto jemals selbst angehört zu haben. Wenngleich die Militärs nicht unbedingt eine Vorliebe für Habibie hegen, ihn lediglich als Günstling des Alten tolerieren, bleiben sie, schon aus Eigeninteresse, in gewisser Weise auf ihn angewiesen, wie denn Habibies Schicksal maßgeblich vom

Goodwill des Militärs abhängt.

»Noch gibt es zum Feiern keinen Anlaß. Habibie ist Teil der Vetternwirtschaft Suhartos und unglaubwürdig. Wir wollen einen wirklichen Wandel«, hatten selbst die beiden Generäle im Ruhestand Kemal Idris und der frühere Gouverneur von Jakarta Ali Sadikin Ende Mai erklärt. Sie unterstützten damit die studentischen Forderungen nach

einem demokratischen Regierungssystem mit Pressefreiheit, Parteienvielfalt, unabhängigen Gerichten und einer starken Legislative. Doch gewichtiger als die Stimmen der alten sind die der noch aktiven Kameraden in Uniform, erst recht der Offiziere im Generalstab. Hier hält Verteidigungsminister und Abri-Oberbefehlshaber General Wiranto nach wie vor die Fäden fest in der Hand und sieht sich in seiner Position bestärkt, dem Militär auch künftig sozialpolitische Funktionen zuzuweisen.

Alle, die gedacht hatten, nach Suhartos Abgang werde Habibie ebenso unzeremoniell im Orkus verschwinden, mußten umdenken. Die Zickzackpolitik des Präsidenten erschwert seinen - beileibe nicht wenigen - Gegnern eine genaue Einschätzung. War er früher stets die Stimme seines Herrn, wenn es darum ging, Oppositionellen Maulschellen zu verpassen und das Erscheinen mißliebiger Medien wie das vielgelesene Magazin Tempo kurzerhand zu verbieten, so ließ er dessen Erscheinen

nicht nur zu, sondern setzte auch politische Gefangene auf freien Fuß. Als langjähriger treuer Gefolgsmann der Regierungspartei Golkar findet er es nunmehr normal, sich mit Personen anderer politischer Couleur zu umgeben und sie zu Beratern oder, wie im Falle des muslimischen Aktivisten Adi Sasono, zum (Kooperativen-)Minister zu machen.

Hatte Suharto sein eigenes Wirtschaftsimperium im Filz mit chinesischen Finanzmagnaten ausgebaut und ihnen weitreichende Vollmachten (z. B. Handelsmonopole) gewährt, präsentiert sich Habibie jetzt als Befürworter der sogenannten »Wirtschaft des Volkes« (ekonomi rakyat), die erklärtermaßen die nichtchinesischen und muslimischen Bevölkerungsruppen sowie Klein- und mittleren Unternehmen durch erleichterte Kreditgewährung und Steuervergünstigungen protegieren soll. Waren früher auch die größten Schandtaten des Militärs, ob im widerrechtlich annektierten Osttimor oder in anderen Regionen des Archipels begangen, tabuisiert und seine Initiatoren vor Strafverfolgung gefeit, sind

mittlerweile selbst hochrangige Offiziere wie der (Anfang der achtziger Jahre bei der Elitegruppe GSG-9 in Hangelar bei Bonn ausgebildete) Suharto-Schwiegersohn Prabowo Subianto aus der Armee entlassen worden. Wurden die Abri in der Vergangenheit stets mit der Gloriole einer nationbildenden und staatstragenden Kraft umhängt, ermitteln mittlerweile eingesetzte Untersuchungskommissionen, wann, wo und in welchem Ausmaß Soldaten Verbrechen begangen und sich

Menschenrechtsverletzungen schuldig gemacht haben.

Blieb die Parteienlandschaft unter Suharto letztlich reduziert auf die ungebrochene Dominanz der (funktionalen Herrschaftsgruppe) Golkar mit ihren vorprogrammierten Traumergebnissen bei Wahlen, so ist gegenwärtig selbst die Regierungspartei nicht von Absetzbewegungen und internen Differenzen verschont. Das bedeutet freilich nicht automatisch, daß sie während der vorgezogenen Parlamentswahlen im Mai/Juni nächsten Jahres vernichtend geschlagen oder zur Bedeutungslosigkeit verdammt wird.

Diente die Beratende Volksversammlung mit ihren mehrheitlich handverlesenen Vertretern als zahnlose, palasttreue Legislative, präsentiert sich Habibie jetzt, als sei er nie Teil des Systems gewesen, weltoffen und bereit, sie nicht nur - wie Mitte November geschehen – zu Sondersitzungen einzuberufen, sondern auch über neue Modalitäten ihrer Zusammensetzung nachdenken zu lassen.

Jedenfalls droht Habibie der Opposition mit dem festen Entschluß, sein Amt gemäß geltender (und häufig von ihm mitgebrochener) Verfassung bis zum Jahr 2003 auszuüben. Genau das ist die Crux: Die Opposition will, daß eben diese Verfassung im Sinne demokratischer Reformen verändert und das Suharto-Erbe historisch aufgearbeitet wird.

Dies durchzusetzen, verlangt aber zumindest die Überwindung der eigenen

Zersplitterung sowie eine programmatische Alternative, um diktatoriale Bastionen zu schleifen und die tiefe Wirtschaftskrise zu überwinden. Noch ist nicht abzusehen, ob eine Allianz aus solchen Kräften wie der von Amien Rais geführten Muhammadiyah-Bewegung, der Nahdlatul Ulama (Wiedererwachen religiöser Gelehrter) unter Abdurrahman Wahid, Gefolgsleuten der Sukarno- Tochter Megawati, aktiver Menschenrechtler und Gewerkschafter zustande kommt und sich als dauerhaft erweist.

        Rasante Verarmung
Habibies brennendste Probleme sind wirtschaftlicher und sozialer Natur. Selbst vor Aufbrechen der Wirtschafts- und Finanzkrise wurde die Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung offiziell mit 7,5 bzw. knapp 40 Prozent ausgewiesen. Heute ist etwa die Hälfte aller Arbeitsplätze (rund 37 Millionen) gefährdet. Mit dem drastischen Verfall der Landeswährung Rupiah - ihr Kurs sackte im Januar auf das Rekordtief von 17 000 zum US-Dollar gegenüber 2 400 im Juli 1997 und bewegt sich gegenwärtig um

die 8 000-Marke - schrumpfte das Bruttosozialprodukt allein in diesem Jahr um zirka 18 Prozent. Die Inflationsrate bewegt sich auf die 100-Prozent-Marke zu.

Seit Beginn der Krise im Sommer 1997 haben etwa fünf Millionen Menschen zusätzlich ihren Arbeitsplatz verloren. Im Frühjahr 1998 bezifferte die einflußreiche Indonesian Association of Muslim Intellectuals (ICMI) die Gesamtzahl der Arbeitslosen mit zwölf Millionen.

Die noch Beschäftigung haben, werden zunehmend mit erzwungenen Überstunden und abgesenkten Löhnen in die Zange genommen. Da selbst das gesetzlich fixierte Lohnminimum seit Frühjahr 1997 nicht angehoben worden ist, dürfte es mit umgerechnet etwa 65 US-Cents pro Tag möglicherweise das weltweit niedrigste sein. Gleichzeitig sind aber die Preise aller notwendigen Bedarfsgüter mitunter exorbitant gestiegen - bis zu 200 und mehr Prozent bei Reis, Öl und Zucker. Ausgedrückt in

US-Dollar sackte das jährliche Prokopfeinkommen binnen weniger Monate von etwa 1 000 auf 230 US-Dollar ab. Hatte die Weltbank noch vor der Krise Jakarta bescheinigt, die Zahl der landesweit unterhalb der Armutsgrenze lebenden Bevölkerung signifikant von 60 Prozent im Jahre 1970 auf elf Prozent im Jahre 1996 gesenkt zu haben, geschieht heute eine genau entgegengesetzte Entwicklung. Untersuchungen der

Weltgesundheitsorganisation (WHO) haben ergeben, daß rund die Hälfe der Kinder auf dem Archipel unterernährt ist, Masern und Tuberkulose auf dem Vormarsch sind, die Nahrungsmittelproduktion innerhalb eines Jahres um über fünf Prozent schrumpfte und das Land nach etlichen Jahren der Selbstversorgung wieder auf Reiseinfuhren angewiesen ist.

Allein in einem Stadtteil im Großraum Jakarta mußte die Hälfte der 120 Gesundheitseinrichtungen geschlossen werden; es fehlte schlichtweg an Medikamenten, die zu 70 Prozent importiert sind. Indonesische Experten gehen davon aus, daß die Armutsstatistiken gänzlich neu bewertet werden müssen und allein bis Ende dieses Jahres mindestens 40 Prozent der Bevölkerung unterhalb der Armutsgrenze abrutschen.

Wohlverstanden: All das in einem Land, das der Weltbank und dem IWF als

Inbegriff einer äußerst erfolgreichen Entwicklung galt. Doch inzwischen

sind Hungerproteste an der Tagesordnung. Deren Ausmaße werden im Lande

selbst heruntergespielt und müssen schon spektakulär und blutig

verlaufen, um im Ausland mediales Interesse zu erheischen. #

